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Ein Patient hat eine Keramikfraktur an einer vorhandenen Brü-
cke. Da die Brücke sonst nicht erneuerungsbedürftig ist, möch-
te ich nun eine Krone auf der Krone anfertigen. Wie ist das be-
rechnungsfähig?

Liegt eine Keramikfraktur an einem Pfeilerzahn oder Brücken-
glied vor, kann die Präparation des Kronengerüstes und die Ein-
gliederung der Krone nach unserer Auffassung dem Aufwand ei-
ner Neuanfertigung gleichgesetzt werden. Eine Honorierung nach 
den Geb.-Nrn. 2220/5020 GOZ wäre angemessen.
Da die GOZ aber vorsieht, die Leistung zu berechnen, die tatsäch-
lich durchgeführt wird, kommt man nicht umhin, dass es sich bei 
einer Krone auf einer Krone um eine aufwändige Reparatur ei-

ner Verblendung handelt. Daher muss GOZ-konform die Geb.-Nr. 
2320 GOZ berechnet werden, welche genau diese Leistung – 
wenn auch wesentlich aufwändiger – widerspiegelt..
Um dem Mehraufwand auch Rechnung tragen zu können, soll-
ten Sie vor Beginn der Behandlung eine Honorarvereinbarung ge-
mäß § 2 Abs. 1 und 2 GOZ mit dem Patienten besprechen und 
abschließen.

Susanne Wandrey | Daniel Urbschat

Wir sind für Sie da!
Ihr GOZ-Referat der ZÄK Berlin

Wir beantworten gern auch Ihre GOZ-Frage: 
E-Mail: goz@zaek-berlin.de
Tel. (030) 34 808 -113, -148
Fax (030) 34 808 -213, -248

GOZ-Frage des Monats

Krone auf Krone
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In einer Entscheidung des Arbeitsgerichts Berlin wurde die Kün-
digung einer Mitarbeiterin in einer Zahnarztpraxis verhandelt. 

Die Parteien stritten über die Wirksamkeit einer außerordentlichen 
Kündigung. Seit fast 30 Jahren war die klagende Mitarbeiterin in 
verschiedenen Zahnarztpraxen tätig, allerdings ohne jemals die 
Ausbildung zur Zahnarzthelferin oder zur Zahnmedizinischen Fach-
angestellten absolviert zu haben.
In einigen der im Rahmen der Bewerbung und sich anschließen-
den Einstellung vorgelegten Zeugnissen wurde von den ehemaligen 
Arbeit gebern sehr unpräzise formuliert: „Das Anlernen als Zahnarzt-
helferin war erstaunlich schnell und unkompliziert“… sowie „in un-
serer Praxis als Zahnarzthelferin tätig“. Da in den meisten Zeug-
nissen die Formulierungen dergestalt lauteten, dass die Klägerin 
als „Zahnarzthelferin“ tätig wurde, vertraute der nunmehr beklagte 
Zahnarzt darauf, dass die neu gewonnene Mitarbeiterin tatsächlich 
ausgebildete Zahnmedizinische Fachangestellte sei. In den Wochen 
nach der Einstellung forderte der Arbeitgeber die Mitarbeiterin auf, 
den Helferinnenbrief oder das ZFA-Abschlusszeugnis vorzu legen, 
was die Mitarbeiterin indes nicht tat. Der Zahnarzt beendete in der 
Folge das Arbeitsverhältnis außerordentlich und begründete die frist-
lose Kündigung damit, dass er über wesentliche Gründe, die zur 
Einstellung geführt hätten, getäuscht worden sei. Die Mitarbeiterin 
habe vorgetäuscht, die Qualifikation einer ZFA zu haben und ent-
sprechend in der Praxis eingesetzt werden zu können. Da dies nicht 
der Fall sei, habe eine fristlose Kündigung zu erfolgen.
Das Arbeitsgericht Berlin folgte der Begründung des Zahnarztes 
und erkannte im Verhalten und in den schriftlichen Angaben der 
Mitarbeiterin einen sogenannten „wichtigen Grund“ für eine außer-
ordentliche Kündigung nach § 626 BGB. Indem die Mitarbeiterin 
den falschen Eindruck hervorgerufen habe, dass es sich bei ihr 
um eine ausgebildete Zahnmedizinischen Fachangestellte han-
dele, habe sie eine Situation geschaffen, in welcher dem Arbeit-

geber die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses unzumutbar wurde.  
„Die Täuschung über für die Tätigkeit relevante berufliche Quali-
fikationen stellt ‚an sich‘ einen wichtigen Kündigungsgrund dar“, 
so das Arbeitsgericht Berlin. Unzulässige Delegation nach § 1 Abs. 
5 Zahnheilkundegesetz (ZHG) „könne potenziell zivilrechtlich zur 
Haftung des Arztes gegenüber Patienten und auch hinsichtlich der  
Abrechnungsvorgaben gegenüber der Kassen[zahn]ärztlichen 
Vereinigung und den Krankenkassen sowie auch zu strafrecht-
lichen Konsequenzen führen“, führt das Arbeitsgericht Berlin in  
seiner Urteils begründung aus.

Bei Einstellung Qualifikationen einfordern

Bereits mehrfach haben wir darauf hingewiesen, dass es im Rah-
men der Einstellung von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in  
Ihrer Praxis unerlässlich ist, sich die Abschlusszeugnisse vorwei-
sen zu lassen. Dies gilt für die „Eingangsqualifikation“ zum/zur 
ZFA genauso wie für die Fortbildungsnachweise bei fortgebilde-
ten ZMP, ZMV, DH, FZP und ZMF. Bitte denken Sie in diesem Zu-
sammenhang auch an den Nachweis der Kenntnisse im Strah-
lenschutz und die notwendigen Aktualisierungen der Kenntnisse 
im Strahlenschutz, denn ohne diese Nachweise dürfen Ihre Mit-
arbeiterinnen oder Mitarbeiter nicht röntgen. In Ihrem eigenen  
Interesse empfehlen wir, sich die Berufsabschlusszeugnisse vorle-
gen zu lassen – auch bei sehr erfahren scheinenden Mitarbeitern. 
Sollten Sie Zweifel an den Abschlüssen haben, unterstützt Sie die 
Zahnärztekammer Berlin gern. Denn auch hier gilt unser Motto: 
„Wir sind für Sie da!“

Dr. Jan Fischdick, Geschäftsführer der ZÄK Berlin

Arbeitsgericht Berlin
Urteil vom 13.09.2018, Az. 1 Ca 949/18

Außerordentliche Kündigung

Mitarbeiterin ohne Ausbildung




